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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Der Ersatz von Jean-François Steiert (sp, FR) durch Ursula Schneider Schüttel (sp, FR)
war die zweite Mutation in der 50. Legislaturperiode. Steiert war zurückgetreten, weil
er Anfang November 2016 in den Staatsrat von Fribourg gewählt worden war. Schneider
Schüttel war im Bundeshaus keine Unbekannte. Sie sass bereits von Mai 2012 bis zum
Ende der 49. Legislatur im Nationalrat, war aber bei den eidgenössischen Wahlen 2015
knapp nicht wiedergewählt worden und rutschte nun bereits zum zweiten Mal nach:
Bereits 2012 durfte die Sozialdemokratin aus Murten vom ersten Ersatzplatz aus im
Parlament Einsitz nehmen; damals für den SP-Parteipräsidenten Christian Levrat, der
vom Nationalrat in den Ständerat gewählt worden war. 1

WAHLEN
DATUM: 27.02.2017
MARC BÜHLMANN

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Die Diskussionen um die Vor- und Nachteile von E-Voting hielten auch im Jahr 2015 an.
Die kritischen Stimmen wurden dabei immer lauter: Insbesondere die Frage der
Sicherheit wurde virulent debattiert. Eigentlich sei es unwichtig, ob zu erwartende
Hackerangriffe erfolgreich seien oder nicht, das Vertrauen ins Wahlsystem und letztlich
in die Demokratie würden so oder so Schaden nehmen, hiess es von dieser Seite. Von
den Befürwortenden wurde hingegen hervorgehoben, dass E-Voting die politische
Beteiligung wenn nicht erhöhen, so doch wenigstens halten könne. Insbesondere für
die Auslandschweizerinnen und -schweizer sei elektronisches Abstimmen und Wählen
teilweise die einzige Möglichkeit, rechtzeitig an die Unterlagen gelangen und
teilnehmen zu können. So zeigten Studien aus den Kantonen Genf und Neuenburg, die
nicht nur Auslandschweizerinnen und -schweizern das elektronische Abstimmen
erlauben, sondern auch einem Teil der ansässigen Bevölkerung, dass das Instrument die
Beteiligung nicht erhöht, aber vor allem im Ausland recht rege benutzt wird. E-Voting
sei vor allem als Substitut der brieflichen Abstimmung zu betrachten und erschliesse
kaum neue Abstimmende, so das Fazit dieser Analysen. Es sei klar, dass Sicherheit und
Zuverlässigkeit an erster Stelle stehen müssten, erklärten die Befürwortenden, man
könne aber die technische Entwicklung nicht aufhalten – null Risiko gebe es nirgends.
Auch für den Bundesrat stand die Sicherheit im Zentrum – er forderte nach wie vor
«Sicherheit vor Tempo». Auch wenn das Fernziel wahrscheinlich einst
flächendeckendes E-Voting sein dürfte, wurde in den Testkantonen bisher lediglich ein
maximaler Anteil von 10 Prozent der Stimmberechtigten für E-Voting zugelassen. 

Derweil wurden die Experimente mit dem elektronischen Abstimmen in den
Testkantonen fortgeführt. Bisher hatten 13 Kantone erste Versuche mit E-Voting
durchgeführt (ZH, GL, FR, SO, SH, SG, GR, AG, TG, GE, LU, BS, NE). Im Kanton Zürich
lehnte das Parlament einen Vorstoss der SVP ab, der einen Übungsabbruch verlangt
hätte. Der Kanton Bern stellte die Umsetzung im Berichtsjahr wieder zurück. In Genf
beantragte die Regierung, den Quellcode des eigenen Systems im Internet zu
publizieren, um die Transparenz zu erhöhen und Dritten die Möglichkeit zu geben, das
System auf seine Sicherheit zu überprüfen.  

In technischer Hinsicht bestanden schweizweit drei verschiedene Systeme, die sich
konkurrierten. Das so genannte «Genfer System (CHvote)», das vom Kanton selber
entwickelt worden war, nutzen neben dem Kanton Genf auch die Kantone Basel-Stadt
und Luzern – und bis zum abschlägigen Entscheid auch Bern. Die spanische Firma Scytl
war in Neuenburg für die Umsetzung von E-Voting zuständig und ein so genanntes
Konsortium aus neun Kantonen (ZH, GL, FR, SO, SH, SG, GR, AG, TG) bezog die Technik
von der Schweizer Tochter des US-Konzerns Unisys. Die Abhängigkeit von ausländischen
Firmen geriet allerdings zunehmend in die Kritik, da das Risiko von Spionage gross sei.
Als dann die Schweizerische Post auf dem E-Voting-Markt auftrat, wechselte der Kanton
Neuenburg zu dieser neuen Plattform. Allerdings arbeitete die Post eng mit dem
spanischen Unternehmen Scytl zusammen, das zwar im E-Voting-Bereich weltweit
führend ist, aber laut der Zeitung Schweiz am Sonntag auch das US-
Verteidigungsministerium zu seinen Kunden zähle. 

Im Wahljahr 2015 beantragten die E-Voting-Kantone, zum ersten Mal nicht nur

ANDERES
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Abstimmungen, sondern auch Wahlen mittels E-Voting durchzuführen. 2011 war dies
erst für Auslandschweizerinnen und -schweizer aus vier Kantonen möglich gewesen.
2015 sollten nun im Ausland wohnende Schweizerinnen und Schweizer aus den 13 dies
beantragenden Kantonen in den Genuss von E-Voting bei Wahlen kommen (AG, BS, FR,
GE, GL, GR, LU, NE, SO, SG, SH, TG, ZH). Im Sommer entschied der Bundesrat allerdings,
das Gesuch der neun Kantone des Konsortiums nicht zu bewilligen, weil das System
eine Lücke beim Stimmgeheimnis aufweise. Offenbar bestand eine Möglichkeit, vom
System gelöschte Daten später wiederherzustellen. Der Entscheid des Bundesrates
wurde als «schwerer Rückschlag» kommentiert (NZZ). Die betroffenen Kantone
kritisierten ihn harsch und der Interessenverband der Auslandschweizerinnen und
-schweizer (ASO) zeigte sich «bestürzt». Die Kritiker hingegen sahen sich bestätigt: Die
Junge SVP überlegte sich die Lancierung einer Volksinitiative, mit der der sofortige
Übungsabbruch verlangt würde. 
Den restlichen vier Kantonen (NE, GE, BS, LU) gab die Regierung freilich grünes Licht.
Damit konnten die rund 34'000 im Ausland wohnenden und aus diesen vier Kantonen
stammenden sowie 96'000 in den Kantonen Neuenburg und Genf domizilierte
Wahlberechtigte per Internet wählen, wovon dann letztlich allerdings lediglich rund
13'000 Bürgerinnen und Bürger Gebrauch machten.

Nachdem der Bundesrat dem Konsortium mit seinem Entscheid praktisch den
Todesstoss verpasst hatte, buhlten das Genfer System und das neue System der Post
um die neun Kantone, die dem Konsortium angehört hatten. In der Tat hatte dieses
Ende September beschlossen, nicht mehr in das System zu investieren und sich
entsprechend aufzulösen. Die Zukunft des E-Voting schien damit unsicher und das
erklärte Fernziel einer flächendeckenden Möglichkeit für elektronisches Abstimmen
und Wählen war in weite Ferne gerückt. 2

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

In der Romandie fielen die Resultate sowohl sitzmässig wie wähleranteilmässig sehr
uneinheitlich, in vielen Fällen den nationalen Trends widersprechend, aus. So verlor die
FDP in Genf über 5%, legte aber im Wallis, im Jura und in Neuenburg zu. Die CVP verlor
in allen welschen Kantonen Anteile, ausser im Jura, wo sie sich bei Abwesenheit der
PCSI um drei Prozent verbessern konnte. Einen grossen Sprung nach vorn machten die
Sozialdemokraten in Genf, wo sie von 18,6 auf über 26% vorrückten, jedoch die GP
gleichzeitig knapp 5% verlor. Im Jura gewann die SP ebenfalls drei Prozent und beinahe
gleichviel verlor sie in Freiburg. Herausragend waren auch die Gewinne an
Wähleranteilen der SD in Neuenburg und der Liberalen in Genf. Die Freisinnigen
verloren in der Waadt und in Genf je ein Mandat, die SP verlor einen Sitz in der Waadt
und gewann einen in Genf hinzu. Überraschend eroberte die PdA wieder ein Mandat in
der Waadt, wo auch die Liberalen ihre Sitzzahl um einen auf drei ausbauen konnten. 3

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Von den 41 Sitzen, die der Romandie (ohne Wallis) zustehen, entfielen zwölf auf die SP
(-1), neun an die FDP (-1), sechs unverändert an die CVP, fünf an die LP (-1); die SVP
machte einen zweiten Waadtländer Sitz (+1). Die PdA verlor in Genf einen Sitz und
entsendet somit nunmehr zwei Westschweizer Vertreter nach Bern; hingegen konnten
die Grünen in Neuenburg und Genf je ein neues Mandat erobern und kamen damit auf
insgesamt drei Sitze. In Genf vermochte die Alliance de gauche (AdG), die sich aus der
Bewegung Solidarités und den Unabhängigen Sozialisten zusammensetzte, der SP ein
Mandat abzunehmen. In Genf erfolgte eine regelrechte Umschichtung der Mandate
innerhalb der Linken (SP: -2; PdA: -1; Grüne: +1; AdG: +1). Die Zerstrittenheit unter den
linken Parteien im Stadtkanton zahlte sich insgesamt nicht aus, verloren sie doch eines
ihrer Mandate an die CVP. In Freiburg verlor die CVP hingegen einen Sitz an die SP. Die
FDP musste in Neuenburg einen Sitz an die Grünen abtreten. Die SVP legte im
Waadtland und in Freiburg, wo sie zu den traditionellen Parteien zählt, um über drei
Prozentpunkte zu. In Genf und im Jura, wo sie vor vier Jahren nicht angetreten war,
kam sie je auf gut 7%. Sie konnte ihren Zustrom an Wählerstimmen allerdings nur in der
Waadt in einen Sitzgewinn ummünzen; dieser ging zu Lasten der LP. 4

WAHLEN
DATUM: 24.10.1999
DANIEL BRÄNDLI
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L’UDC a obtenu le siège supplémentaire attribué au canton de Fribourg après le dernier
recensement. En progression de 10 points à 21,4%, elle a récupéré le siège perdu en
1995. Si les autres partis ont maintenu leur acquis (PS :2 ; PDC :2 ; PCS :1 ; PRD :1), les
rapports de force au sein des partis bourgeois ont été bouleversés. La forte
progression de l’UDC lui a permis de dépasser les radicaux (-2 points à 12,8%) et de se
rapprocher des démocrates-chrétiens en forte baisse (-8,4 à 25,4%). Il est intéressant
de relever que le nouvel élu démocrate du centre, l’entrepreneur Jean-François Rime,
est un transfuge du parti radical. Dans le camp de la gauche, renforcé par le bon
résultat des Verts, la socialiste sortant Liliane Chappuis a été battue par le syndicaliste
Christian Levrat . 5

WAHLEN
DATUM: 19.10.2003
ROMAIN CLIVAZ

Zu keinen Sitzverschiebungen kam es dagegen im Kanton Freiburg. Es blieb bei der
bisherigen Verteilung 2 SP, 2 CVP, 1 CSP, 1 SVP, 1 FDP. Die linken Parteien, die eine
Listenverbindung eingegangen waren, konnten ihre 3 Sitze halten. Neu gewählt wurde
Jacques Bourgeois (fdp), der den frei gewordenen FDP-Sitz verteidigte. Die
Stimmenanteile der Parteien veränderten sich wenig. Verluste hinnehmen musste
allerdings die CSP, die noch 7,1% erreichte (2003: 10,5%) und damit nur knapp vor den
Grünen lag (2007: 6,3%, 2003: 4,0%). Die SP erreichte 22,7% (+1,2 Prozentpunkte), die
CVP 24,8% (-0,6 Prozentpunkte), die SVP 22,0% (+0,6 Prozentpunkte) und die FDP
13,8% (+1 Prozentpunkt). 6

WAHLEN
DATUM: 21.10.2007
SABINE HOHL

Mit Jean-François Rime als Herausforderer versprach sich die SVP den Gewinn eines
Ständeratssitzes im Kanton Freiburg. Die beiden Bisherigen Alain Berset (sp) und Urs
Schwaller (cvp) traten allerdings beide wieder an und galten als schwierig zu schlagende
Schwergewichte. Deshalb wurde auch dem zweiten Herausforderer Ruedi Vonlanthen
(fdp) nur geringe Chancen eingeräumt. Die Aufgabe von Rime war es zudem, als
Aushängeschild der SVP auch für die Nationalratswahlen zu mobilisieren. Trotzdem
mussten die 20'558 Stimmen, die der spätere Bundesratskandidat der SVP erhielt, als
Enttäuschung gewertet werden. Sowohl Berset (46'295) als auch Schwaller (44'699)
erhielten mehr als doppelt so viele Stimmen und waren somit im ersten Wahlgang
gewählt. Vonlanthen konnte lediglich 7'685 Stimmen verbuchen. Damit kam es wie
erwartet und im Gegensatz zu 2007 nicht zu einem zweiten Umgang. 7

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Im Kanton Freiburg bewarben sich 99 Personen auf insgesamt 18 Listen für die sieben
Nationalratssitze, von denen einer frei geworden war: Thérèse Meyer-Kälin (cvp) trat
nicht mehr an. Damit waren auch in Freiburg die Rekorde an Kandidierenden- und
Listenzahl geknackt (2007: 80 Kandidierende, 13 Listen). Allerdings hielt auch der seit
2003 herrschende Trend des stark rückgängigen Frauenanteils unter den
Kandidierenden an. Lediglich noch 24,2% der Kandidierenden waren Frauen, also sogar
noch weniger als 1991 (27,6%; 2003: 39,3%; 2007: 32,5%). Listenverbindungen gab es im
linken (SP, CSP, GP, EVP) und im bürgerlichen Lager, wo die CVP mit den beiden neu
antretenden GLP und BDP zusammenspannte. Darüber hinaus schlossen die SVP mit
der EDU und die Piratenpartei mit der Mouvement Citoyen Indépendant (MCI) eine
Listenverbindung. Die FDP, die Parteilosen und eine kleine Gruppierung, die sich
‚Politique Intégrale‘ nennt, suchten ihr Glück jeweils alleine. Zu reden gaben dabei
insbesondere die Animositäten zwischen FDP und CVP, die in früheren Wahlen jeweils
als geeinter bürgerlicher Block angetreten waren. 

Im Vorfeld der Wahlen wurden alle Sitze als wacklig bezeichnet, doch es kam letztlich
lediglich zu einer Verschiebung: Profitieren konnte die SP, die nicht nur zulegen (+4
Prozentpunkte) und mit 26,7% erstmals zur wählerstärksten Partei im Kanton Freiburg
avancieren konnte, sondern auch noch den Sitz der CSP zu gewinnen vermochte und
neu drei Sitze in Bern hält. Ihr nationaler Präsident, Christian Levrat, erhielt 36'951
Stimmen – das beste Resultat, das ein Kandidierender im Kanton je erzielt hatte. Die
Rechnung der CSP (-1,6 Prozentpunkte; 5,5%) war damit nicht aufgegangen: Hugo Fasel
war bereits 2008 von seinem Nationalratsamt zurückgetreten, um seiner Nachfolgerin
Marie-Thérèse Weber-Gobet die Möglichkeit zu geben, genügend Bekanntheitsgrad zu
erlangen. Weber-Gobet erzielte zwar mit 11'806 Stimmen einen Achtungserfolg, die
fehlenden Parteienstimmen waren jedoch eine zu grosse Hypothek, um den seit 1991
sich im Besitz der CSP befindlichen Sitz zu verteidigen. Die CVP (20,3%, -4,5
Prozentpunkte) und die FDP (12,8%, -1 Prozentpunkt) mussten zwar Wählerverluste in
Kauf nehmen, konnten aber ihre Sitze (CVP: 2, FDP: 1) verteidigen. Der erwartete
Zuwachs der SVP trat nicht ein. Im Gegenteil: die Volkspartei verlor 0,6 Prozentpunkte

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN
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und kam neu auf 21,4% der Stimmen, womit sie ihren Sitz aber ebenfalls sicher halten
konnte. Weder die BDP (1,9%) oder die GLP (3,5%), die zum ersten Mal angetreten
waren, noch die Grünen (5%, -1,3 Prozentunkte), die EDU (0,7%, -0,2 Prozentpunkte)
oder die EVP (0,7%, -0,1 Prozentpunkte), welche alle leichte Verluste hinnehmen
mussten, hatten eine reelle Chance auf einen Sitzgewinn. Der Frauenanteil von 28,6%
blieb trotz Sitzverschiebungen gleich wie vor den Wahlen. Bei der CVP wurde die
abtretende Thérèse Meyer mit Christine Buillard-Marbach ersetzt und der neue SP-Sitz
wurde ebenfalls von einer Frau gewonnen: Valérie Piller Carrard zieht neu anstelle von
Marie-Thérèse Weber-Gobet (csp) nach Bern. 8

Im Kanton Freiburg rangen anlässlich der Nationalratswahlen 2015 131 Kandidierende
um die sieben zu vergebenden Sitze. Sie taten dies auf gesamthaft 27 Listen – eine Zahl
die sich seit den eidgenössischen Wahlen 2007 mehr als verdoppelt hatte.
Hauptverantwortlich für diese erneute Steigerung war die CVP, deren Jungpartei gleich
mit vier regionalen Listen ins Rennen ging. Der Frauenanteil unter den Kandierenden
stieg ebenfalls etwas an auf 29.8% (2011: 24.2%). 
Wie bis anhin, taten sich in Freiburg SP und Grüne mit der CSP und der EVP zu einer
Mitte-Links Verbindung zusammen. Im rechten Lager beschränkte sich die SVP erneut
auf die EDU als Listenpartner. Die CVP schloss ihrerseits einen Bund mit der GLP,
während die BDP sich neu mit der FDP verband. Dass sich die BDP nicht mehr mit der
CVP liierte, war für die Christdemokraten – trotz kleinem Wähleranteil der BDP –
durchaus schmerzlich. Dies weil die CVP als am meisten gefährdet galt, einen Sitz an die
über die Jahre immer stärker gewordene SVP zu verlieren. Mit Erstaunen wurde
festgestellt, dass die Mitte-Links Partei CSP keinen einzigen Kandidaten aus dem
deutschsprachigen Sensebezirk stellte. Dass es den Christlichsozialen nicht gelang, in
einem ihrer traditionellen Stammlande einen Kandidaten zu finden, wurde in der
Freiburger Presse als schlechtes Omen interpretiert. 
Insgesamt stellten sich alle bisherigen Nationalrätinnen und Nationalräte wieder zur
Wahl. Einzig für SP-Frau Ursula Schneider Schüttel handelte es sich streng genommen
um keine Wiederwahl, da sie 2012 für den in den Ständerat gewählten SP-Präsidenten
Christan Levrat nachgerückt war. Für die SP kandidierten neben ihr Jean-François
Steiert und Valérie Piller Carrard. Für die CVP wollten Christine Bulliard-Marbach und
Dominique de Buman wieder nach Bern; für die SVP der zweimalige Bundesratskandidat
Jean-François Rime. De Buman und Rime waren seit 2003 im Nationalrat und damit die
amtsältesten Kandidaten des Kantons Freiburg. Auf der FDP-Liste trat Jacques
Bourgeois an, um den freisinnigen Sitz zu verteidigen, wobei er gleichzeitig auch für
den Ständerat kandidierte. Für etwas Aufregung im sonst eher ereignislosen Wahlkampf
sorgte ein Bürger, welcher sich mittels Rekurs beim Freiburger Staatsrat mit der SVP
anlegte. Da die Partei in der französischsprachigen Schweiz als ‚Union démocratique du
centre‘ antritt, pochte der Rekurrent auf Irreführung bei der Namensgebung der
Wahlliste. Dies weil die Positionen der SVP kaum mit Zentrumspolitik in Verbindung
gebracht würden. Wie schon bei einem analogen Fall im April desselben Jahres in Genf,
stiess der Rekurs  bei der Regierung jedoch auf taube Ohren. Der Staatsrat
argumentierte, dass die Partei unter diesem Namen bekannt sei und keine
Verwechslungsgefahr mit anderen Listen bestehe.

Für die SVP zeichnete sich am Wahlsonntag wie vermutet ein Sitzgewinn ab. Dass dieser
Wahlsonntag zu einem eigentlichen Wahlkrimi wurde, hatte damit zu tun, dass lange
unklar war, ob der Sitzgewinn der Volkspartei auf Kosten der CVP oder der SP gehen
würde. Schlussendlich waren die Sozialdemokraten die Leidtragenden, da vor allem ihr
Listenpartner CSP massiv an Wähleranteilen einbüsste und nur noch auf magere 1.8%
kam (-3.7 Prozentpunkte). Die SP musste ihren Sitz von Ursula Schneider Schüttel an
den neugewählten SVP-Mann Pierre-André Page abtreten. Die Genossen vereinten am
Ende noch 24.2% der Stimmen auf sich (-2.5 Prozentpunkte). Immerhin durfte sich
Jean-François Steiert als bestgewählter Kandidat feiern lassen. Die SVP steigerte ihren
Wähleranteil deutlich auf 25.9% (+4.5 Prozentpunkte). Zulegen konnte letzten Endes
auch die CVP, welche den Wegfall der BDP-Stimmen wettmachte und auf
22.7%Wähleranteil kam (+2.4 Prozentpunkte). Die FDP verteidigte ebenfalls ihren Sitz
und steigerte sich – analog zur CVP – um 2.4 Prozentpunkte, was in einem Wähleranteil
von 14.2% resultierte. Die Grünen traten mehr oder weniger an Ort und Stelle und
kamen auf 5.3% der Stimmen (+0.3 Prozentpunkte). Sie konnten dadurch den
sozialdemokratischen Sitzverlust allerdings nicht verhindern. Die freiburgische
Delegation im Nationalrat setzt sich neu wie folgt zusammen: 2 CVP, 2 SP, 1 FDP und 2
SVP. Durch die Abwahl von SP-Nationalrätin Schneider Schüttel sank der Frauenanteil
auf 29%. Die Wahlbeteiligung lag – wie bereits 2011 – bei 47.2%. 9

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ
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Bei den Ständeratswahlen im Kanton Freiburg wollte die CVP den Sitz des
zurücktretenden Schwergewichts Urs Schwaller verteidigen. In Angriff nahm dies für die
Christdemokraten der amtierende Staatsrat Beat Vonlanthen. Die SP hingegen durfte
auf die erneute Kandidatur ihres nationalen Präsidenten Christian Levrat zählen. Die
FDP präsentierte mit Nationalrat Jacques Bourgeois jenen Kandidaten, welcher
Vonlanthen wohl am ehesten gefährlich werden konnte. Die SVP schickte ihrerseits den
ehemaligen CVP-Kantonalpräsidenten Emanuel Waeber ins Rennen. Komplettiert wurde
das Kandidatenfeld durch Patrick Castioni von der BDP und Ralph Schmid von der GLP.

Die SP-CVP Dominanz war im Kanton Freiburg in jüngster Vergangenheit nur einmal
zwischen 1999 und 2003 kurz unterbrochen worden. Sie schien auch für die aktuellen
Wahlen wahrscheinlich: Christian Levrat schien als Ständerat praktisch unbestritten,
weswegen seine Kandidatur in der Presse als kaum gefährdet beurteilt wurde. Auch weil
im Kanton Freiburg traditionell darauf geachtet wird, dass jeweils ein deutsch- und ein
französischsprachiger Vertreter nach Bern geschickt werden, wurden dem
Deutschfreiburger Vonlanthen gute Chancen zugerechnet, den Sitz für die CVP halten
zu können. 
Der Wahlkampf verlief eher ruhig, wobei SVP-Kandidat Emanuel Waeber mit einer
pointierten Aussage von sich reden machte. In einem Fernsehinterview kritisierte er
den interkantonalen Finanzausgleich und liess prompt verlauten, dass der Kanton
Freiburg die 400 Millionen aus dem Ausgleichstopf nicht benötigen würde. Angesichts
der Bedeutung dieses Beitrags für den Kantonshaushalt stiess er mit dieser
kontroversen Meinung bei den meisten Freiburgerinnen und Freiburger auf wenig
Verständnis.

Eher überraschend erreichte im ersten Wahlgang keiner der Kandidaten das absolute
Mehr. Christian Levrat mit 39‘014 Stimmen und Beat Vonlanthen mit 34‘365 Stimmen
setzten sich aber relativ deutlich von den restlichen Anwärtern ab. Auf dem dritten
Platz folgte erwartungsgemäss Jacques Bourgeois mit 22‘272 Stimmen, gefolgt von
Emanuel Waeber, welcher 20‘343 Stimmen auf sich vereinte. GLP-Kandidat Ralph
Schmid war mit 13‘998 Stimmen chancenlos, genauso wie der junge Patrick Castioni von
der BDP, der lediglich 1‘717 Stimmen erhielt. Wie man es zuvor für einen allfälligen
zweiten Wahlgang erwartet hatte, zog die FDP in Absprache mit der CVP ihren
Kandidaten Bourgeois, der wieder in den Nationalrat gewählt worden war, zurück. Die
SVP hingegen sorgte für eine Überraschung, indem sie kurzfristig Waeber mit
Nationalrat und Gewerbeverbandspräsident Jean-François Rime ersetzte und so eine
stille Wahl im zweiten Wahlgang verhinderte. Damit machte sich die Partei freilich
ziemlich unbeliebt – insbesondere bei der CVP. Zwar betonte die SVP, dass die
Kandidatur von Rime nur auf den Sitz von Levrat ziele, sie gefährdete aber mit ihrem
Angriff auch den bürgerlichen Sitz und die gute Ausgangsposition von Vonlanthen. Die
Wahl des französischsprachigen Rime anstelle von Vonlanthen hätte zudem die
linguistische ‚Zauberformel‘ zwischen den deutsch- und französischsprachigen
Kantonsteilen obsolet gemacht. Selbst die offizielle Unterstützung Vonlanthens durch
die SVP – welche im ersten Wahlgang noch ausgeblieben war – stiess bei der CVP auf
reichlich wenig Gegenliebe. Freilich war Rimes Kandidatur auch für Levrat
unangenehm. In der Presse wurde darin auch Potenzial einer existentiellen Bedrohung
gesehen, da die Ausübung des SP-Präsidiums ohne Sitz in Bern nur schwer vorstellbar
sei.

Schlussendlich erwiesen sich die Sorgen von CVP und SP als unbegründet. Im zweiten
Wahlgang behaupteten sich sowohl Christian Levrat mit 48‘680 Stimmen als auch Beat
Vonlanthen mit 45‘122 Stimmen klar vor Jean-François Rime, welcher auf 27‘132
Stimmen kam. In Sachen Parteizugehörigkeit bleibt somit in der Ständeratsvertetung
des Kantons Freiburg alles beim Alten. Die 47 Prozent Wahlbeteiligung im ersten
Wahlgang wurden im zweiten Umgang, der am 8. November organisiert wurde, nicht
mehr ganz erreicht. Die spannende Ausgangslage vermochte aber dennoch 45.8 Prozent
der Freiburger Wahlberechtigten zu mobilisieren. 10
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